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Allgemeine Bedingungen für die ökologisch nachhaltige fonds-
gebundene Rentenversicherung Pangaea Life Investment-Rente 

(18F24, Stand 07/2017) 

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde! 

mit diesen Versicherungsbedingungen wenden wir uns an Sie als unseren Versicherungsnehmer und Vertragspartner. Die sich 
aus den gesetzlichen Vorschriften und den Allgemeinen Bedingungen ergebenden Rechte und Pflichten gelten für den Versi-
cherungsnehmer; einzelne Vorschriften auch für die versicherte Person (das ist die Person, auf deren Leben die Versicherung 
abgeschlossen ist).  

Inhaltsverzeichnis 

Leistung 

§ 1 Was ist eine fondsgebundene Rentenversicherung? .................................................................................................... 2

§ 2 Welche Leistungen erbringen wir? ................................................................................................................................ 2

§ 3 Wie erfolgt die Überschussbeteiligung? ........................................................................................................................ 3

§ 4 Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz? ....................................................................................................................... 4

§ 5 Was gilt bei Polizei- oder Wehrdienst, Unruhen, Krieg oder Einsatz bzw. Freisetzen von ABC-Waffen/ -Stoffen? ......... 4

§ 6 Was gilt bei Selbsttötung der versicherten Person? ...................................................................................................... 5

§ 7 Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht und welche Folgen hat ihre Verletzung? ............................................ 5

§ 8 Was ist zu beachten, wenn eine Leistung verlangt wird? .............................................................................................. 6

§ 9 Welche Bedeutung hat der Versicherungsschein? ........................................................................................................ 6

§ 10 Wer erhält die Leistung? ............................................................................................................................................... 7

Beitrag 

§ 11 Wie verwenden wir Ihre Beiträge? ................................................................................................................................ 7

§ 12 Was müssen Sie bei der Beitragszahlung beachten? ................................................................................................... 7

§ 13 Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht rechtzeitig zahlen? ................................................................................. 7

§ 14 Wann und bis zu welcher Höhe können Sie Zuzahlungen leisten oder den laufenden Beitrag erhöhen? ...................... 8

Besonderheiten der Fondsanlage 

§ 15 Welcher Fonds liegt Ihrem Vertrag zu Grunde und welche Besonderheiten gelten dafür? ............................................ 8

§ 16 Was können Sie unternehmen, wenn Sie nicht mehr in unserem internen Fonds Pangaea Life investiert sein wollen? 8

Kündigung und Beitragsfreistellung 

§ 17 Wann können Sie Ihren Vertrag kündigen und welche Leistungen erbringen wir? ........................................................ 9

§ 18 Wann können Sie Ihren Vertrag beitragsfrei stellen und welche Auswirkungen hat dies auf unsere Leistungen? .......... 9

§ 19 Wie werden die Kosten Ihres Vertrages verrechnet? .................................................................................................. 10

Sonstige Vertragsbestimmungen 

§ 20 Wie können Sie den Wert Ihres Vertrages erfahren? .................................................................................................. 10

§ 21 Was gilt bei Änderung Ihrer Postanschrift oder Ihres Namens? .................................................................................. 10

§ 22 Welche weiteren Auskunftspflichten haben Sie? ......................................................................................................... 10

§ 23 Welche anlassbezogenen Kosten stellen wir Ihnen gesondert in Rechnung? ............................................................. 11

§ 24 Welche Rechnungsgrundlagen gelten für den Vertrag? .............................................................................................. 11

§ 25 Welches Recht findet auf Ihren Vertrag Anwendung? ................................................................................................. 11

§ 26 Wo ist der Gerichtsstand? ........................................................................................................................................... 11

§ 27 Welche Auswirkungen hat die Unwirksamkeit von Bestimmungen? ............................................................................ 11

Anlagen 

Anlage 1 zu den Versicherungsbedingungen zur Überschussbeteiligung für Ihren Vertrag........................................................ 12

Anlage 2 zu den Versicherungsbedingungen zum Abzug bei Kündigung Ihres Vertrages ......................................................... 13

Anlage 3 zu den Versicherungsbedingungen zum internen Fonds Pangaea Life ....................................................................... 14

Neue Bayerische Beamten Lebensversicherung AG 
B 530119 (11.18)



2 

Allgemeine Bedingungen für die ökologisch nachhaltige fonds-
gebundene Rentenversicherung Pangaea Life Investment-Rente 

(18F24, Stand 07/2017) 

§ 1 Was ist eine fondsgebundene Rentenversicherung?

(1) Die fondsgebundene Rentenversicherung bietet vor
Rentenzahlungsbeginn Versicherungsschutz unter unmit-
telbarer Beteiligung an der Wertentwicklung eines Son-
dervermögens (Anlagestock). Der Anlagestock besteht
aus Anteilen an unserem internen Fonds Pangaea Life,
an den die Leistungen aus Ihrem Vertrag gebunden sind,
und wird gesondert von unserem sonstigen Vermögen
(konventionellen Sicherungsvermögen) angelegt. Die An-
teileinheiten des internen Fonds Pangaea Life werden
nicht an einer Börse gehandelt. Die auf Ihren Vertrag ent-
fallenden Anteileinheiten bilden das fondsgebundene
Deckungskapital.

Mit Rentenzahlungsbeginn entnehmen wir dem Anlage-
stock die auf Ihren Vertrag entfallenden Anteile und legen
deren Wert in unserem konventionellen Sicherungsver-
mögen an.

(2) Der Wert einer Anteileinheit wird ermittelt, indem der
Gesamtwert der im internen Fonds Pangaea Life enthal-
tenen Vermögenswerte durch die Anzahl der auf den in-
ternen Fonds Pangaea Life entfallenden Anteilseinheiten
geteilt wird.

(3) Soweit die Erträge aus den im Anlagestock enthaltenen
Vermögenswerten nicht ausgeschüttet werden, fließen
sie unmittelbar dem Anlagestock zu und erhöhen damit
den Wert der Anteileinheiten. Erträge, die ausgeschüttet
werden, und Steuererstattungen rechnen wir in Anteilein-
heiten um und schreiben sie den einzelnen Versiche-
rungsverträgen gut.

(4) Die Entwicklung der in dem internen Fonds Pangaea
Life enthaltenen Vermögenswerte – und damit der
Wert Ihrer Anteileinheiten – kann nicht  vorhergese-
hen werden. Daher können wir vor Rentenzahlungs-
beginn die Höhe der Rente nicht garantieren. Sie ha-
ben die Chance, insbesondere bei Wertsteigerungen
der im internen Fonds Pangaea Life enthaltenen
Vermögenswerte einen Wertzuwachs zu erzielen; im
Gegenzug tragen Sie aber auch das Risiko der Wert-
minderung bis hin zum Totalverlust. Das bedeutet,
dass Sie das Kapitalanlagerisiko tragen. Die Höhe
der Rente wird je nach Entwicklung der im internen
Fonds Pangaea Life enthaltenen Vermögenswerte
höher oder niedriger ausfallen. Nähere Erläuterungen
zu den Risiken der im internen Fonds Pangaea Life
enthaltenen Vermögenswerte finden Sie in Anhang 3.

Im Todesfall ist jedoch die Rückzahlung der gezahlten
Beiträge garantiert.

(5) Die Höhe der Rente ist vom Wert des Deckungskapitals
abhängig. Das Deckungskapital ergibt sich aus der An-
zahl der auf Ihren Vertrag entfallenden Anteileinheiten
des internen Fonds Pangaea Life. Den Wert des De-
ckungskapitals ermitteln wir dadurch, dass wir die Anzahl
der auf Ihren Vertrag entfallenden Anteileinheiten zum
Rentenzahlungsbeginn mit dem Wert einer Anteileinheit
multiplizieren. Dabei wird der Wert einer Anteileinheit am
Monatsletzten des Vor-Vormonats zugrunde gelegt
(wenn z.B. der Rentenzahlungsbeginn der 01.07. ist,
dann wird der Anteilswert des 31.05. verwendet).

§ 2 Welche Leistungen erbringen wir?

Unsere Leistungen ab Rentenzahlungsbeginn 

(1) Wenn die versicherte Person (das ist die Person, auf
deren Leben die Versicherung abgeschlossen ist) den
vereinbarten Rentenzahlungsbeginn erlebt, zahlen wir
die gemäß Absatz 2 ermittelte Rente solange die versi-
cherte Person lebt. Die Rente wird von uns monatlich
zum Beginn eines Monats gezahlt.

(2) Die Höhe der Rente wird aus dem zu Rentenzahlungs-
beginn vorhandenen Wert des Deckungskapitals (siehe
§ 1 Absatz 5) und dem vereinbarten Rentenfaktor ermit-
telt.
Der Rentenfaktor gibt an, wie viel Rente wir Ihnen je
10.000 Euro Deckungskapital, das zu Rentenzahlungs-
beginn in Ihrem Vertrag vorhanden ist, zahlen. Der Ren-
tenfaktor wird im Versicherungsschein als garantierter
Mindestfaktor dokumentiert. Diesen haben wir nach ver-
sicherungsmathematischen Grundsätzen vorsichtig kal-
kuliert (vgl. § 24), da Kosten, Sterblichkeit und Zins
Schwankungen unterliegen können. Wenn die bei Ren-
tenzahlungsbeginn dann aktuellen Rechnungsgrundla-
gen einen höheren Rentenfaktor ergeben, so wird die
Rente mit diesem aktualisierten höheren Rentenfaktor
bestimmt.

Die Höhe der Rente ist ab Rentenzahlungsbeginn garan-
tiert (garantierte Rente).  

Ergibt sich bei Rentenzahlungsbeginn eine Monatsrente 
von weniger als 50 EUR, wird anstelle einer Rente eine 
Kapitalabfindung gemäß Absatz 5 erbracht. 

Um eine monatliche Rente von 50 EUR zu erreichen, 
können Sie auf Antrag eine Zuzahlung leisten. Die erfor-
derliche Höhe wird von uns so berechnet, dass sich aus 
dem vorhandenen Deckungskapital und der Zuzahlung 
mit den dann aktuellen Rechnungsgrundlagen eine Ren-
te von 50 EUR ergibt. § 14 findet keine Anwendung. 

Abrufoption 

(3) Sie können den vereinbarten Rentenzahlungsbeginn um
bis zu fünf Jahre vorziehen (Abrufphase). Der Antrag auf
vorgezogene Rentenzahlung muss mindestens zehn Ta-
ge vor dem gewünschten Termin bei uns eingegangen
sein.

Durch das Vorziehen des Leistungszeitpunktes verringert
sich der Rentenfaktor. Damit ändert sich die Höhe der
Rente.

Verlängerungsoption 

(4) Sie können den Rentenzahlungsbeginn bis zu 20 Jahre
über den ursprünglich vereinbarten Termin hinaus ver-
schieben, längstens jedoch bis zum Alter 85 der versi-
cherten Person (Verlängerungsphase). Wenn der Vertrag
nicht beitragsfrei gestellt ist und auch nicht beitragsfrei
gestellt wird, verlängert sich die Beitragszahlungsdauer
entsprechend. Der Antrag auf Verschiebung des Renten-
zahlungsbeginns muss mindestens drei Monate vor dem
ursprünglich vereinbarten Termin bei uns eingegangen
sein.

Ein späterer Rentenzahlungsbeginn führt zu einer Erhö-
hung des Rentenfaktors Bei der Berechnung des Min-
dest-Rentenfaktors unterscheiden wir zwischen den Jah-
ren 1 mit 5 und den Jahren 6 mit 20 der Verlängerungs-
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phase (siehe § 24). Die Berechnung der monatlichen 
Rente erfolgt gemäß Absatz 2. 

Für den späteren Rentenzahlungsbeginn gelten die glei-
chen Gestaltungsmöglichkeiten wie für den ursprüngli-
chen Rentenzahlungsbeginn. Die Fristen gemäß Ab-
satz 5 gelten dann für den neuen Rentenzahlungsbeginn 
entsprechend. 

Kapitalabfindung 

(5) Sie können verlangen, dass wir statt der Renten eine
einmalige Leistung (Kapitalabfindung) zum Fälligkeitstag
der ersten Rente zahlen. Dazu muss die versicherte Per-
son diesen Termin erleben.

Die Kapitalabfindung kann ganz oder teilweise erfolgen,
d.h. es kann auch eine Teilrente bestehen bleiben, wobei
die Mindestrente von 50 EUR monatlich nicht unter-
schritten werden darf.

Der Antrag auf Kapitalabfindung muss spätestens drei 
Monate vor Rentenzahlungsbeginn bei uns eingehen. 

Mit Zahlung der vollständigen Kapitalabfindung endet der 
Vertrag. 

Unsere Leistung bei Tod der versicherten Person 

(7) Wenn die versicherte Person vor dem Rentenzah-
lungsbeginn stirbt, zahlen wir den Wert des Deckungs-
kapitals Ihres Vertrages, mindestens jedoch die für die
Fondsversicherung eingezahlten Beiträge.

(8) Den Wert des Deckungskapitals für die Todesfallleistung
ermitteln wir mit dem Anteilswert am Monatsletzten des
Monats, der zwei Monate vor dem Monat liegt, in dem
uns die Mitteilung über den Todesfall (Meldedatum) zu-
gegangen ist (wird der Tod z.B. am 05.05. gemeldet, so
wird der Anteilswert vom 31.03. verwendet). Bei der Be-
stimmung der Anzahl der auf den Vertrag entfallenden
Anteileinheiten ist der Todestag maßgeblich.
Etwa überzahlte Beiträge werden erstattet.

(9) Wenn die versicherte Person nach dem Rentenzah-
lungsbeginn stirbt, zahlen wir eine einmalige Todesfall-
leistung in Höhe des ermittelten Wertes des Deckungs-
kapitals (siehe § 1 Absatz 5) zum Rentenzahlungsbeginn
abzüglich bereits geleisteter Renten.

Die Rentenzahlung wird eingestellt und der Vertrag en-
det.

Art unserer Leistung 

(11) Die Leistungen erbringen wir in Geld. Anteileinheiten
am internen Fonds Pangaea Life können nicht auf ein
externes Wertpapier-Depot übertragen werden, da es
sich lediglich um rechnerisch zugeordnete Anteile han-
delt.

Unsere Leistung aus der Überschussbeteiligung 

(12) Entscheidend für den Gesamtertrag des Vertrages vor
Rentenzahlungsbeginn ist die Entwicklung des Anlage-
stocks. Darüber hinaus beteiligen wir Sie an den Über-
schüssen und während des Rentenbezugs auch an den
Bewertungsreserven (siehe § 3).

§ 3 Wie erfolgt die Überschussbeteiligung?

(1) Sie erhalten gemäß § 153 des Versicherungsvertragsge-
setzes (VVG) eine Überschussbeteiligung. Diese umfasst
eine Beteiligung an den Überschüssen und während des
Rentenbezugs auch an den Bewertungsreserven. Die
Überschüsse und die Bewertungsreserven ermitteln wir
nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuches (HGB)
und veröffentlichen sie jährlich im Geschäftsbericht.

Wir erläutern Ihnen, 

- wie wir die Überschussbeteiligung für die Versiche-
rungsnehmer in ihrer Gesamtheit ermitteln (Ab-
satz 2),

- wie die Überschussbeteiligung Ihres konkreten Ver-
trags erfolgt (Absatz 3) und

- warum wir die Höhe der Überschussbeteiligung nicht
garantieren können (Absatz 4).

(2) Wie ermitteln wir die Überschussbeteiligung der
Versicherungsnehmer in ihrer Gesamtheit?

Damit Sie nachvollziehen können, wie wir die Über-
schussbeteiligung für die Versicherungsnehmer in ihrer
Gesamtheit ermitteln, erklären wir Ihnen

 aus welchen Quellen die Überschüsse stammen (a)

 wie wir mit diesen Überschüssen verfahren (b) und

 wie Bewertungsreserven entstehen und wir diese zu-
ordnen (c).

Ansprüche auf eine bestimmte Höhe der Beteiligung Ih-
res Vertrages an den Überschüssen und den Bewer-
tungsreserven ergeben sich hieraus noch nicht. 

(a) Überschüsse können aus drei verschiedenen Quellen
entstehen:

 den Kapitalerträgen (aa),

 dem Risikoergebnis (bb) und

 dem übrigen Ergebnis (cc).

Wir beteiligen unsere Versicherungsnehmer in ihrer Ge-
samtheit an diesen Überschüssen; dabei beachten wir 
die Verordnung über die Mindestbeitragsrückerstattung in 
der Lebensversicherung (Mindestzuführungsverordnung) 
in der jeweils geltenden Fassung. 

(aa) Kapitalerträge 
Das Deckungskapital ist vor dem Rentenzahlungsbeginn 
nicht in unserem konventionellen Sicherungsvermögen 
angelegt, sondern im Anlagestock (siehe § 1 Absatz 1). 
Deshalb erhalten fondsgebundene Rentenversicherun-
gen vor dem Rentenzahlungsbeginn keine Überschüsse 
aus den Erträgen der Kapitalanlagen unseres konventio-
nellen Sicherungsvermögens. Mit Rentenzahlungsbeginn 
wird das Deckungskapital dem Anlagestock entnommen 
und der Wert in unserem konventionellen Sicherungs-
vermögen angelegt, so dass Überschüsse aus den Kapi-
talerträgen entstehen können. Von den Nettoerträgen der 
nach der Mindestzuführungsverordnung maßgeblichen 
Kapitalanlagen erhalten die Versicherungsnehmer insge-
samt mindestens den dort genannten prozentualen An-
teil. In der derzeitigen Fassung der Verordnung sind 
grundsätzlich 90 % vorgeschrieben. Aus diesem Betrag 
werden zunächst die Mittel entnommen, die für die ga-
rantierten Leistungen benötigt werden. Die verbleibenden 
Mittel verwenden wir für die Überschussbeteiligung der 
Versicherungsnehmer. 

(bb) Risikoergebnis 
Weitere Überschüsse entstehen insbesondere, wenn die 
tatsächliche Lebensdauer der Versicherten kürzer ist, als 
die bei der Tarifkalkulation zugrunde gelegte. In diesem 
Fall müssen wir weniger Renten als ursprünglich ange-
nommen zahlen und können daher die Versicherungs-
nehmer an dem entstehenden Risikoergebnis beteiligen. 
An diesen Überschüssen werden die Versicherungsneh-
mer nach der derzeitigen Fassung der Mindestzufüh-
rungsverordnung grundsätzlich zu mindestens 90 % be-
teiligt. 

(cc) Übriges Ergebnis
Am übrigen Ergebnis werden die Versicherungsnehmer
nach der derzeitigen Fassung der Mindestzuführungs-
verordnung grundsätzlich zu mindestens 50 % beteiligt.
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Überschüsse aus dem übrigen Ergebnis können bei-
spielsweise entstehen, wenn 

 die Kosten niedriger sind als bei der Tarifkalkulation
angenommen,

 wir andere Einnahmen als aus dem Versicherungsge-
schäft haben, z. B. Erträge aus Dienstleistungen, die
wir für andere Unternehmen erbringen,

(b) Die auf die Versicherungsnehmer entfallenden Über-
schüsse führen wir der Rückstellung für Beitragsrücker-
stattung zu oder schreiben sie unmittelbar den über-
schussberechtigten Versicherungsverträgen gut (Direkt-
gutschrift).

Die Rückstellung für Beitragsrückerstattung dient dazu,
Schwankungen der Überschüsse auszugleichen. Sie darf
grundsätzlich nur für die Überschussbeteiligung der Ver-
sicherungsnehmer verwendet werden. Nur in Ausnahme-
fällen und mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde können
wir hiervon nach § 140 Absatz 1 des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes (VAG) abweichen. Dies dürfen wir, soweit
die Rückstellung für Beitragsrückerstattung nicht auf be-
reits festgelegte Überschussanteile entfällt. Nach der
derzeitigen Fassung des § 140 Absatz 1 VAG können wir
im Interesse der Versicherten die Rückstellung für Bei-
tragsrückerstattung heranziehen um:

 einen drohenden Notstand abzuwenden,

 unvorhersehbare Verluste aus den überschussberech-
tigten Verträgen auszugleichen, die auf allgemeine Än-
derungen der Verhältnisse zurückzuführen sind, oder

 die Deckungsrückstellung zu erhöhen, wenn die Rech-
nungsgrundlagen auf Grund einer unvorhersehbaren
und nicht nur vorübergehenden Änderung der Verhält-
nisse angepasst werden müssen. (Eine Deckungsrück-
stellung müssen wir bilden, um zu jedem Zeitpunkt den
Versicherungsschutz gewährleisten zu können.)

Wenn wir die Rückstellung für Beitragsrückerstattung 
zum Verlustausgleich oder zur Erhöhung der Deckungs-
rückstellung heranziehen, belasten wir die Versiche-
rungsbestände verursachungsorientiert. 

(c) Ab Rentenzahlungsbeginn können Bewertungsreserven
entstehen, wenn der Marktwert der Kapitalanlagen über
dem Wert liegt, mit dem die Kapitalanlagen im Ge-
schäftsbericht ausgewiesen sind. Die Bewertungsreser-
ven, die nach gesetzlichen und aufsichtsrechtlichen Vor-
schriften für die Beteiligung der Verträge zu berücksichti-
gen sind, ordnen wir den Verträgen nach einem verursa-
chungsorientierten Verfahren anteilig rechnerisch zu
(siehe Absatz 3 (a)). Die Höhe der Bewertungsreserven
ermitteln wir während der Rentenzahlung jährlich neu je-
weils für das Ende eines Kalenderjahres.

(3) Wie erfolgt die Überschussbeteiligung Ihres Vertra-
ges?

(a) Die verschiedenen Versicherungsarten tragen unter-
schiedlich zum Überschuss bei. Wir haben deshalb
gleichartige Versicherungen (z.B. Rentenversicherung,
Risikoversicherung) zu Bestandsgruppen zusammenge-
fasst. Bestandsgruppen bilden wir, um die Unterschiede
bei den versicherten Risiken zu berücksichtigen. Die
Überschüsse verteilen wir auf die einzelnen Bestands-
gruppen nach einem verursachungsorientierten Verfah-
ren und zwar in dem Maße, wie die Bestandsgruppen zur
Entstehung von Überschüssen beigetragen haben.

Hat eine Bestandsgruppe nicht zur Entstehung von Über-
schüssen beigetragen, bekommt sie keine Überschüsse
zugewiesen.

Ihr Vertrag gehört in der Ansparphase zur Bestandsgrup-
pe Fondsgebundene Lebensversicherungen, in der Ren-
tenbezugszeit zur Bestandsgruppe Einzel-Rentenver-

sicherungen. Ihr Vertrag erhält Anteile an den Über-
schüssen der jeweiligen Bestandsgruppe. Die Mittel für 
die Überschussanteile werden bei der Direktgutschrift zu 
Lasten des Ergebnisses des Geschäftsjahres finanziert, 
ansonsten der Rückstellung für Beitragsrückerstattung 
entnommen. Die Höhe der Überschussanteilsätze legen 
wir jedes Jahr fest. Wir veröffentlichen die Überschussan-
teilsätze in unserem Geschäftsbericht. Diesen können 
Sie bei uns anfordern. 

Wurde Ihr Vertrag auf der Grundlage eines Kollektivver-
trages oder eines Kollektivrahmenvertrages abgeschlos-
sen, gehört Ihr Vertrag abweichend von obiger Regelung 
in der Rentenbezugszeit in die Bestandsgruppe Kollektiv-
Rentenversicherungen.  

(b) Wir teilen Ihrem Vertrag jeweils zum Ende des Versiche-
rungsjahres den auf das folgende Jahr entfallenden Teil
des zugeordneten Anteils an den Bewertungsreserven
entsprechend der jeweils geltenden gesetzlichen Rege-
lung (§ 153 VVG) zu. Aufsichtsrechtliche Regelungen
können dazu führen, dass die Beteiligung an den Bewer-
tungsreserven ganz oder teilweise entfällt.

(c) Die für die Überschussbeteiligung geltenden Berech-
nungsgrundsätze sind in der beigefügten „Anlage 1 zu
den Versicherungsbedingungen zur Überschussbeteili-
gung für Ihren Vertrag“ enthalten. Diese Anlage ist Be-
standteil dieser Versicherungsbedingungen.

(4) Warum können wir die Höhe der Überschussbeteili-
gung nicht garantieren?

Die Höhe der Überschussbeteiligung hängt von vielen
Einflüssen ab, die nicht vorhersehbar und von uns nur
begrenzt beeinflussbar sind. Wichtigster Einflussfaktor ist
nach dem Rentenzahlungsbeginn die Entwicklung des
Kapitalmarkts. Aber auch die Entwicklung des versicher-
ten Risikos und der Kosten ist von Bedeutung. Die Höhe
der künftigen Überschussbeteiligung kann also nicht ga-
rantiert werden. Sie kann auch Null Euro betragen.

§ 4 Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz?

Ihr Versicherungsschutz beginnt, wenn Sie den Vertrag mit 
uns abgeschlossen haben. Jedoch besteht vor dem im Versi-
cherungsschein angegebenen Versicherungsbeginn kein 
Versicherungsschutz. Allerdings kann unsere Leistungspflicht 
entfallen, wenn Sie den Beitrag nicht rechtzeitig zahlen (sie-
he § 12 Absatz 3 und 4 und § 13). 

§ 5 Was gilt bei Polizei- oder Wehrdienst, Unruhen, Krieg
oder Einsatz bzw. Freisetzen von ABC-Waffen/ -
Stoffen? 

(1) Grundsätzlich leisten wir unabhängig davon, auf welcher
Ursache der Versicherungsfall beruht. Wir leisten auch
dann, wenn die versicherte Person (das ist die Person,
auf deren Leben die Versicherung abgeschlossen ist) in
Ausübung des Polizei- oder Wehrdienstes oder bei inne-
ren Unruhen gestorben ist.

(2) Stirbt die versicherte Person vor Rentenzahlungsbeginn
in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit
kriegerischen Ereignissen, ist unsere Leistung einge-
schränkt. In diesem Fall vermindert sich eine für den To-
desfall vereinbarte Kapitalleistung auf den für den Todes-
tag berechneten Auszahlungsbetrag nach § 17 Absatz 2,
ohne den dort vorgesehenen Abzug. Beitragsrückstände
werden von dem Auszahlungsbetrag abgezogen. Unsere
Leistungen vermindern sich nicht, wenn die versicherte
Person in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammen-
hang mit kriegerischen Ereignissen stirbt, denen sie wäh-
rend eines Aufenthalts außerhalb der Bundesrepublik
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Deutschland ausgesetzt und an denen sie nicht aktiv be-
teiligt war. 

Darüber hinaus vermindern sich unsere Leistungen nicht, 
wenn die versicherte Person als Mitglied der deutschen 
Polizei, Bundespolizei oder Bundeswehr mit Mandat der 
NATO oder UNO an deren humanitären Hilfeleistungen 
oder friedenssichernden Maßnahmen außerhalb der terri-
torialen Grenzen der NATO-Mitgliedsstaaten teilnimmt 
und der Todesfall eintritt. 

(3) In folgenden Fällen vermindern sich unsere Leistungen
auf die in Absatz 2 Satz 2 und 3 genannten Leistungen:
Die versicherte Person stirbt vor Rentenzahlungsbeginn
in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit

- dem vorsätzlichen Einsatz von atomaren, biologischen
oder chemischen Waffen oder

- dem vorsätzlichen Einsatz oder der vorsätzlichen Frei-
setzung von radioaktiven, biologischen oder chemi-
schen Stoffen.

Der Einsatz bzw. das Freisetzen muss dabei darauf ge-
richtet gewesen sein, das Leben einer Vielzahl von Per-
sonen zu gefährden. Unsere Leistungen vermindern sich 
nicht, wenn die versicherte Person in unmittelbarem oder 
mittelbarem Zusammenhang mit kriegerischen Ereignis-
sen stirbt, denen sie während eines Aufenthaltes außer-
halb der Bundesrepublik Deutschland ausgesetzt und an 
denen sie nicht aktiv beteiligt war. 

§ 6 Was gilt bei Selbsttötung der versicherten Person?

(1) Bei vorsätzlicher Selbsttötung erbringen wir eine für den
Todesfall vereinbarte Leistung, wenn seit Abschluss des
Vertrages drei Jahre vergangen sind.

(2) Bei vorsätzlicher Selbsttötung vor Ablauf der Dreijahres-
frist besteht kein Versicherungsschutz. In diesem Fall
zahlen wir den für den Todestag berechneten Auszah-
lungsbetrag Ihres Vertrages nach § 17 Absatz 2 ohne
den dort vorgesehenen Abzug. Beitragsrückstände wer-
den von dem Auszahlungsbetrag abgezogen. Wenn uns
nachgewiesen wird, dass sich die versicherte Person
(das ist die Person, auf deren Leben die Versicherung
abgeschlossen ist) in einem die freie Willensbestimmung
ausschließenden Zustand krankhafter Störung der Geis-
testätigkeit selbst getötet hat, besteht Versicherungs-
schutz.

(3) Wenn unsere Leistungspflicht durch eine Änderung des
Vertrages erweitert wird oder der Vertrag wiederherge-
stellt wird, beginnt die Dreijahresfrist bezüglich des ge-
änderten oder wiederhergestellten Teils neu.

§ 7 Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht und
welche Folgen hat ihre Verletzung?

Vorvertragliche Anzeigepflicht 

(1) Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflich-
tet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände,
nach denen wir in Textform (z. B. Papierform oder E-
Mail) gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig an-
zuzeigen. Gefahrerheblich sind die Umstände, die für un-
sere Entscheidung, den Vertrag überhaupt oder mit dem
vereinbarten Inhalt zu schließen, erheblich sind.

Diese Anzeigepflicht gilt auch für Fragen nach gefahrer-
heblichen Umständen, die wir Ihnen nach Ihrer Vertrags-
erklärung, aber vor Vertragsannahme, in Textform stel-
len.

(2) Soll eine andere Person versichert werden, ist auch
diese - neben Ihnen - zu wahrheitsgemäßer und voll-
ständiger Beantwortung der Fragen verpflichtet.

(3) Wenn eine andere Person die Fragen nach gefahrerheb-
lichen Umständen für Sie beantwortet und wenn diese
Person den gefahrerheblichen Umstand kennt oder arg-
listig handelt, werden Sie behandelt, als hätten Sie selbst
davon Kenntnis gehabt oder arglistig gehandelt.

Rechtsfolgen der Anzeigepflichtverletzung 

(4) Nachfolgend informieren wir Sie, unter welchen Voraus-
setzungen wir bei einer Verletzung der Anzeigepflicht
- vom Vertrag zurücktreten,
- den Vertrag kündigen,
- den Vertrag anpassen oder
- den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anfechten
können.

Rücktritt 

(5) Wenn die vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird,
können wir vom Vertrag zurücktreten. Das Rücktrittsrecht
besteht nicht, wenn weder eine vorsätzliche noch eine
grob fahrlässige Anzeigepflichtverletzung vorliegt. Selbst
wenn die Anzeigepflicht grob fahrlässig verletzt wird, ha-
ben wir trotzdem kein Rücktrittsrecht, falls wir den Ver-
trag – möglicherweise zu anderen Bedingungen (z. B.
höherer Beitrag oder eingeschränkter Versicherungs-
schutz) – auch bei Kenntnis der nicht angezeigten ge-
fahrerheblichen Umstände geschlossen hätten.

(6) Im Fall des Rücktritts haben Sie keinen Versicherungs-
schutz. Wenn wir nach Eintritt des Versicherungsfalles
zurücktreten, bleibt unsere Leistungspflicht unter folgen-
der Voraussetzung trotzdem bestehen: Die Verletzung
der Anzeigepflicht bezieht sich auf einen gefahrerhebli-
chen Umstand, der
- weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versi-

cherungsfalles
- noch für die Feststellung oder den Umfang unserer

Leistungspflicht ursächlich
war. 

Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch auch im vorste-
hend genannten Fall, wenn die Anzeigepflicht arglistig 
verletzt worden ist. 

(7) Wenn der Vertrag durch Rücktritt aufgehoben wird, zah-
len wir den Rückkaufswert gemäß § 17 Absatz 3 bis 5.
Die Regelung des § 17 Absatz 4 zum Abzug gilt nicht.
Die Rückzahlung der Beiträge können Sie nicht verlan-
gen.

Kündigung 

(8) Wenn unser Rücktrittsrecht ausgeschlossen ist, weil die
Verletzung der Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch
grob fahrlässig erfolgt ist, können wir den Vertrag unter
Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. Auf
unser Kündigungsrecht verzichten wir, wenn uns nach-
gewiesen wird, dass die Anzeigepflichtverletzung unver-
schuldet erfolgt ist.

(9) Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir
den Vertrag – möglicherweise zu anderen Bedingungen
(z. B. höherer Beitrag oder eingeschränkter Versiche-
rungsschutz) – auch bei Kenntnis der nicht angezeigten
gefahrerheblichen Umstände geschlossen hätten.

(10) Wenn wir den Vertrag kündigen, wandelt er sich in
einen beitragsfreien Vertrag nach Maßgabe des § 18
Absatz 1 bis 4 um.

Vertragsanpassung 

(11) Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir
den Vertrag – möglicherweise zu anderen Bedingun-
gen (z. B. höherer Beitrag oder eingeschränkter Versi-
cherungsschutz) – auch bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten gefahrerheblichen Umstände geschlossen hät-
ten (Absatz 5 Satz 3 und Absatz 9), werden die ande-
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ren Bedingungen auf unser Verlangen rückwirkend 
Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflichtver-
letzung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedin-
gungen erst ab der laufenden Versicherungsperiode 
(siehe § 12 Absatz 3) Vertragsbestandteil. Auf unser 
Recht zur Vertragsanpassung verzichten wir, wenn uns 
nachgewiesen wird, dass die Anzeigepflichtverletzung 
unverschuldet erfolgt ist. 

(12) Sie können den Vertrag innerhalb eines Monats, nach-
dem Sie unsere Mitteilung über die Vertragsanpassung
erhalten haben, fristlos kündigen, wenn

- wir im Rahmen einer Vertragsanpassung den Beitrag
um mehr als 10 % erhöhen oder

- wir die Gefahrabsicherung für einen nicht angezeig-
ten Umstand ausschließen.

Auf dieses Recht werden wir Sie in der Mitteilung über 
die Vertragsanpassung hinweisen. 

Voraussetzungen für die Ausübung unserer Rechte 

(13) Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur
Vertragsanpassung stehen uns nur zu, wenn wir Sie
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen
einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen haben.

(14) Wir haben kein Recht zum Rücktritt, zur Kündigung
oder zur Vertragsanpassung, wenn wir den nicht ange-
zeigten Umstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige
kannten.

(15) Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündi-
gung oder zur Vertragsanpassung nur innerhalb eines
Monats geltend machen. Die Frist beginnt mit dem
Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeige-
pflicht, die das von uns geltend gemachte Recht be-
gründet, Kenntnis erlangen. Bei Ausübung unserer
Rechte müssen wir die Umstände angeben, auf die wir
unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir
nachträglich weitere Umstände angeben, wenn für die-
se die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.

(16) Nach Ablauf von fünf Jahren seit Vertragsschluss
erlöschen unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung
oder zur Vertragsanpassung. Ist der Versicherungsfall
vor Ablauf dieser Frist eingetreten, können wir die
Rechte auch nach Ablauf der Frist geltend machen. Ist
die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt
worden, beträgt die Frist zehn Jahre.

Anfechtung 

(17) Wir können den Vertrag auch anfechten, falls unsere
Entscheidung zur Annahme des Vertrages durch un-
richtige oder unvollständige Angaben bewusst und ge-
wollt beeinflusst worden ist. Handelt es sich um Anga-
ben der versicherten Person (das ist die Person, auf
deren Leben die Versicherung abgeschlossen ist),
können wir Ihnen gegenüber die Anfechtung erklären,
auch wenn Sie von der Verletzung der vorvertraglichen
Anzeigepflicht keine Kenntnis hatten. Absatz 7 gilt ent-
sprechend.

Leistungserweiterung / Wiederherstellung der Versiche-
rung 

(18) Die Absätze 1 bis 17 gelten entsprechend, wenn der
Versicherungsschutz nachträglich erweitert oder wie-
derhergestellt wird und deshalb eine erneute Risikoprü-
fung vorgenommen wird. Die Fristen nach Absatz 16
beginnen mit der Anpassung oder Wiederherstellung
des Vertrages bezüglich des geänderten oder wieder-
hergestellten Teils neu.

Erklärungsempfänger 

(19) Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung, zur Ver-
tragsanpassung sowie zur Anfechtung üben wir durch
schriftliche Erklärung aus, die wir Ihnen gegenüber ab-
geben. Sofern Sie uns keine andere Person als Bevoll-
mächtigten benannt haben, gilt nach Ihrem Tod ein Be-
zugsberechtigter als bevollmächtigt, diese Erklärung
entgegenzunehmen. Ist kein Bezugsberechtigter vor-
handen oder kann sein Aufenthalt nicht ermittelt wer-
den, können wir den Inhaber des Versicherungsscheins
als bevollmächtigt ansehen, die Erklärung entgegenzu-
nehmen.

§ 8 Was ist zu beachten, wenn eine Leistung verlangt
wird?

(1) Wird eine Leistung aus dem Vertrag beansprucht, kön-
nen wir verlangen, dass uns der Versicherungsschein
und ein Zeugnis über den Tag der Geburt der versicher-
ten Person (das ist die Person, auf deren Leben die Ver-
sicherung abgeschlossen ist) sowie die Auskunft nach
§ 22 vorgelegt werden.

(2) Vor jeder Rentenzahlung können wir auf unsere Kosten
eine amtliche Bescheinigung darüber verlangen, dass die
versicherte Person noch lebt.

(3) Der Tod der versicherten Person muss uns unverzüglich
(d. h. ohne schuldhaftes Zögern) mitgeteilt werden. Au-
ßerdem muss uns eine amtliche Sterbeurkunde mit An-
gabe von Alter und Geburtsort im Original oder als amt-
lich beglaubigte Kopie vorgelegt werden. Dies gilt auch,
wenn für den Todesfall keine Leistung vereinbart wurde.
Wenn für den Todesfall eine Leistung vereinbart wurde,
muss uns zusätzlich eine ausführliche ärztliche oder amt-
liche Bescheinigung über die Todesursache vorgelegt
werden. Aus der Bescheinigung müssen sich Beginn und
Verlauf der Krankheit, die zum Tode der versicherten
Person geführt hat, ergeben.

(4) Wir können weitere Nachweise und Auskünfte verlangen,
wenn dies erforderlich ist, um unsere Leistungspflicht zu
klären.

(5) Die Kosten für die Nachweise muss diejenige Person
tragen, die die Leistung beansprucht.

(6) Unsere Leistungen werden fällig, nachdem wir die Erhe-
bungen abgeschlossen haben, die zur Feststellung des
Versicherungsfalls und des Umfangs unserer Leistungs-
pflicht notwendig sind. Wenn eine der in den Absätzen 1 
bis 4 genannten Pflichten nicht erfüllt wird, kann dies zur
Folge haben, dass wir nicht feststellen können, ob oder
in welchem Umfang wir leistungspflichtig sind. Eine sol-
che Pflichtverletzung kann somit dazu führen, dass unse-
re Leistung nicht fällig wird.

(7) Bei Überweisungen von Leistungen in Länder außerhalb
des Europäischen Wirtschaftsraumes trägt die emp-
fangsberechtigte Person die damit verbundene Gefahr.

§ 9 Welche Bedeutung hat der Versicherungsschein?

(1) Wir können Ihnen den Versicherungsschein in Textform
(z. B. Papierform, E-Mail) übermitteln. Stellen wir diesen
als Dokument in Papierform aus, dann liegt eine Urkunde
vor. Sie können die Ausstellung als Urkunde verlangen.

(2) Den Inhaber der Urkunde können wir als berechtigt
ansehen, über die Rechte aus dem Vertrag zu verfügen,
insbesondere Leistungen in Empfang zu nehmen. Wir
können aber verlangen, dass uns der Inhaber der Urkun-
de seine Berechtigung nachweist.
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§ 10 Wer erhält die Leistung?

(1) Als unser Versicherungsnehmer können Sie bestimmen,
wer die Leistung erhält. Wenn sie keine Bestimmung tref-
fen, leisten wir an Sie.

Bezugsberechtigung 

(2) Sie können uns widerruflich oder unwiderruflich eine
andere Person benennen, die die Leistung erhalten soll
(Bezugsberechtigter).

Wenn Sie ein Bezugsrecht widerruflich bestimmen, er-
wirbt der Bezugsberechtigte das Recht auf die Leistung
erst mit dem Eintritt des jeweiligen Versicherungsfalls.
Deshalb können Sie Ihre Bestimmung bis zum Eintritt des
jeweiligen Versicherungsfalls jederzeit widerrufen. Wenn
wir Renten zahlen, tritt mit jeder Fälligkeit einer Rente ein
eigener Versicherungsfall ein.

Sie können ausdrücklich bestimmen, dass der Bezugsbe-
rechtigte sofort und unwiderruflich das Recht auf die
Leistung erhält. Sobald uns Ihre Erklärung zugegangen
ist, kann dieses Bezugsrecht nur noch mit Zustimmung
des unwiderruflich Bezugsberechtigten geändert werden.

Abtretung und Verpfändung 

(3) Sie können das Recht auf die Leistung bis zum Eintritt
des jeweiligen Versicherungsfalls grundsätzlich ganz
oder teilweise an Dritte abtreten und verpfänden, soweit
derartige Verfügungen rechtlich möglich sind.

Anzeige 

(4) Die Einräumung und der Widerruf eines Bezugsrechts
(Absatz 2) sowie die Abtretung und die Verpfändung (Ab-
satz 3) sind uns gegenüber nur und erst dann wirksam,
wenn sie uns vom bisherigen Berechtigten in Textform
(z.B. Papierform, E-Mail) angezeigt worden sind. Der bis-
herige Berechtigte sind im Regelfall Sie als unser Versi-
cherungsnehmer. Es können aber auch andere Personen
sein, sofern Sie bereits zuvor Verfügungen (z. B. unwi-
derrufliche Bezugsberechtigung, Abtretung, Verpfän-
dung) getroffen haben.

§ 11 Wie verwenden wir Ihre Beiträge?

(1) Wir führen Ihre Beiträge, soweit sie nicht zur Deckung
von Kosten bestimmt sind (Anlagebeitrag), dem Anlage-
stock (siehe § 1 Absatz 1) zu und rechnen sie in Antei-
leinheiten des internen Fonds Pangaea Life um.

Einen Teil Ihrer Beiträge benötigen wir zur Deckung des
Todesfallrisikos (Risikobeiträge). Die Risikobeiträge be-
rechnen wir nach anerkannten Regeln der Versiche-
rungsmathematik und entnehmen sie zu Beginn eines je-
den Monats (Stichtag) dem Deckungskapital.

Bei Verträgen gegen Einmalbeitrag sowie bei beitrags-
freien Verträgen entnehmen wir die für die Deckung von
Kosten bestimmten Beträge ebenfalls zum Stichtag dem
Deckungskapital.

(2) Der Anlagebeitrag wird zum Beginn des Monats mit dem
Wert einer Anteileinheit am Monatsletzten des Vor-
Vormonats in Anteileinheiten des internen Fonds
Pangaea Life umgerechnet (z.B. wird der Beitrag zum
01.05. mit dem Anteilswert vom 31.03. umgerechnet).

(3) Bei Verträgen gegen Einmalbeitrag und beitragsfreien
Verträgen kann die in Absatz 1 genannte monatliche
Entnahme der Beträge, die für die Deckung von Kosten
bestimmt sind, bei extrem ungünstiger Entwicklung der
im Anlagestock enthaltenen Werte dazu führen, dass das
gesamte Deckungskapital vor Rentenbeginn aufge-
braucht ist und der Versicherungsschutz damit endet. In
einem solchen Fall werden wir Sie rechtzeitig darauf hin-

weisen und Ihnen Maßnahmen vorschlagen, wie Sie den 
Versicherungsschutz aufrechterhalten können. 

§ 12 Was müssen Sie bei der Beitragszahlung beachten?

(1) Die Beiträge zu Ihrem Vertrag können Sie je nach Ver-
einbarung in einem Betrag (Einmalbeitrag), monatlich,
viertel-, halbjährlich oder jährlich zahlen.

(2) Die Beiträge können nur im Lastschriftverfahren (Einzie-
hung von einem Konto) gezahlt werden. Wir buchen die
Beiträge jeweils bei Fälligkeit von dem uns angegebenen
Konto ab.

(3) Den ersten Beitrag oder den Einmalbeitrag müssen Sie
unverzüglich (d. h. ohne schuldhaftes Zögern) nach Ab-
schluss des Vertrages zahlen, jedoch nicht vor dem mit
Ihnen vereinbarten, im Versicherungsschein angegebe-
nen Versicherungsbeginn. Alle weiteren Beiträge (Folge-
beiträge) werden jeweils zu Beginn der vereinbarten Ver-
sicherungsperiode fällig. Die Versicherungsperiode um-
fasst bei Einmalbeitrags- und Jahreszahlung ein Jahr,
ansonsten entsprechend der Zahlungsweise einen Mo-
nat, ein Vierteljahr bzw. ein halbes Jahr.

(4) Sie haben den Beitrag rechtzeitig gezahlt, wenn Sie
bis zum Fälligkeitstag (Absatz 3) alles getan haben,
damit der Beitrag bei uns eingeht. Wenn die Einzie-
hung des Beitrags von einem Konto vereinbart wurde,
gilt die Zahlung in folgendem Fall als rechtzeitig:

- Der Beitrag konnte am Fälligkeitstag eingezogen
werden und

- Sie haben einer berechtigten Einziehung nicht wider-
sprochen.

Konnten wir den fälligen Beitrag ohne Ihr Verschulden 
nicht einziehen, ist die Zahlung auch dann noch recht-
zeitig, wenn sie unverzüglich nach unserer Zahlungs-
aufforderung erfolgt. Haben Sie zu vertreten, dass der 
Beitrag wiederholt nicht eingezogen werden kann, sind 
wir berechtigt, künftig die Zahlung außerhalb des Last-
schriftverfahrens zu verlangen. 

(5) Sie müssen die Beiträge auf Ihre Gefahr und Ihre Kosten
zahlen.

(6) Bei Fälligkeit einer Leistung werden wir etwaige Beitrags-
rückstände verrechnen.

(7) Für eine Stundung der Beiträge ist eine schriftliche Ver-
einbarung mit uns erforderlich.

§ 13 Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht recht-
zeitig zahlen? 

Erster Beitrag oder Einmalbeitrag 

(1) Wenn Sie den ersten Beitrag oder den Einmalbeitrag
nicht rechtzeitig zahlen, können wir - solange die Zahlung
nicht bewirkt ist - vom Vertrag zurücktreten. In diesem
Fall können wir von Ihnen (bei Einschluss einer Zusatz-
versicherung) die Kosten für ärztliche Untersuchungen im
Rahmen einer Gesundheitsprüfung verlangen. Wir sind
nicht zum Rücktritt berechtigt, wenn uns nachgewiesen
wird, dass Sie die nicht rechtzeitige Zahlung nicht zu ver-
treten haben.

(2) Bei einem Rücktritt können wir eine Pauschale für die
Bearbeitung Ihres Vertrages in Höhe von 10 % der Bei-
träge des ersten Versicherungsjahres bzw. 3 % des Ein-
malbeitrags erheben. Bei der Bemessung dieser Pau-
schale haben wir uns an dem regelmäßig entstehenden
Aufwand orientiert. Sofern Sie uns nachweisen, dass die
der Bemessung zugrunde liegenden Annahmen in Ihrem
Fall entweder dem Grunde nach nicht zutreffen oder die
Pauschale der Höhe nach wesentlich niedriger zu bezif-

Neue Bayerische Beamten Lebensversicherung AG 
B 530119 (11.18)



8 

fern ist, entfällt die Pauschale bzw. wird – im letzteren 
Falle – entsprechend herabgesetzt. 

(3) Ist der erste Beitrag oder der Einmalbeitrag bei Eintritt
des Versicherungsfalles noch nicht gezahlt, sind wir nicht
zur Leistung verpflichtet. Dies gilt nur, wenn wir Sie durch
gesonderte Mitteilung in Textform (z. B. Papierform, E-
Mail) oder durch einen auffälligen Hinweis im Versiche-
rungsschein auf diese Rechtsfolge aufmerksam gemacht
haben. Unsere Leistungspflicht bleibt jedoch bestehen,
wenn Sie uns nachweisen, dass Sie das Ausbleiben der
Zahlung nicht zu vertreten haben.

Folgebeitrag 

(4) Zahlen Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig, können
wir Ihnen auf Ihre Kosten in Textform eine Zahlungsfrist
setzen. Die Zahlungsfrist muss mindestens zwei Wo-
chen betragen.

(5) Für einen Versicherungsfall, der nach Ablauf der ge-
setzten Zahlungsfrist eintritt, entfällt oder vermindert
sich der Versicherungsschutz, wenn Sie sich bei Eintritt
des Versicherungsfalles noch mit der Zahlung in Ver-
zug befinden. Voraussetzung ist, dass wir Sie bereits
mit der Fristsetzung auf diese Rechtsfolge hingewiesen
haben.

(6) Nach Ablauf der gesetzten Zahlungsfrist können wir
den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist
kündigen, wenn Sie sich noch immer mit den Beiträ-
gen, Zinsen oder Kosten in Verzug befinden. Voraus-
setzung ist, dass wir Sie bereits mit der Fristsetzung
auf diese Rechtsfolge hingewiesen haben. Wir können
die Kündigung bereits mit der Fristsetzung erklären. Sie
wird dann automatisch mit Ablauf der Frist wirksam,
wenn Sie zu diesem Zeitpunkt noch immer mit der Zah-
lung in Verzug sind. Auf diese Rechtsfolge müssen wir
Sie ebenfalls hinweisen.

Im Fall der Kündigung wandelt sich der Vertrag in eine
beitragsfreie Versicherung entsprechend § 18 Absatz 1
bis 4 um.

(7) Sie können den angeforderten Betrag auch dann noch
nachzahlen, wenn unsere Kündigung wirksam gewor-
den ist. Nachzahlen können Sie nur

- innerhalb eines Monats nach der Kündigung
- oder, wenn die Kündigung bereits mit der Fristset-

zung verbunden worden ist, innerhalb eines Monats
nach Fristablauf.

Zahlen Sie innerhalb dieses Zeitraums, wird die Kündi-
gung unwirksam, und der Vertrag besteht fort. Für Ver-
sicherungsfälle, die zwischen dem Ablauf der Zah-
lungsfrist und der Zahlung eintreten, besteht kein oder 
nur ein verminderter Versicherungsschutz. 

§ 14 Wann und bis zu welcher Höhe können Sie Zuzah-
lungen leisten oder den laufenden Beitrag erhöhen? 

(1) Sie können vor Rentenzahlungsbeginn jährlich bis zu
sechs Zuzahlungen leisten, die die Leistung aus Ihrem
Vertrag erhöhen. Eine Zuzahlung muss mindestens 500
EUR betragen. Die Zuzahlung wird zum nächsten Mo-
natsersten in den Vertrag eingebucht. Der Anlagebeitrag
der Zuzahlung wird dann mit dem Wert einer Anteileinheit
am Monatsletzten des Vor-Vormonats in Anteileinheiten
des internen Fonds Pangaea Life umgerechnet (siehe
§ 11 Absatz 2).

(2) Sie können vor Rentenzahlungsbeginn jährlich einmal
den mit uns vereinbarten laufenden Beitrag erhöhen. Die
Beitragserhöhung erhöht die Leistung aus Ihrem Vertrag.
Der laufende Beitrag muss sich bei jeder Erhöhung um
mindestens 180 EUR jährlich erhöhen.

(3) Wenn die Summe
- aller Zuzahlungen nach Absatz 1 und
- aller durch Beitragserhöhungen zu zahlenden Beiträge

nach Absatz 2
die doppelte ursprünglich vereinbarte Beitragssumme 
(sämtliche von Ihnen während der vereinbarten Beitrags-
zahlungsdauer zu zahlende Beiträge) erreicht hat, kön-
nen keine weiteren Zuzahlungen  oder Beitragserhöhun-
gen mehr vorgenommen werden. Darüber hinaus sind in 
den letzten fünf Jahren vor Rentenzahlungsbeginn die 
Zuzahlungen auf 10% der ursprünglich vereinbarten Bei-
tragssumme pro Jahr begrenzt; Beitragserhöhungen sind 
in diesem Zeitraum nicht mehr möglich. 

(4) Durch Zuzahlungen und Beitragserhöhungen wird der
vereinbarte Rentenfaktor nicht neu berechnet, die Rech-
nungsgrundlagen werden beibehalten.

§ 15 Welcher Fonds liegt Ihrem Vertrag zu Grunde und
welche Besonderheiten gelten dafür? 

(1) Unser interner Fonds Pangaea Life besteht aus Anteilen
an dem Teilfonds Lion Umbrella Fund S.A., SICAV-RAIF
– PANGAEA, Aktienklasse B. Eine Beschreibung des
Sondervermögens finden Sie in Anhang 3 dieser Allge-
meinen Versicherungsbedingungen und als Anlage in Ih-
rem Versicherungsangebot.

(2) Der zugrunde liegende Teilfonds Lion Umbrella Fund
S.A., SICAV-RAIF – PANGAEA, Aktienklasse B hat eine
reduzierte Rückgabemöglichkeit. D.h. die Fondsgesell-
schaft nimmt aufgrund der nicht leicht zu veräußernden
Vermögensgegenstände monatlich nur eine bestimmte
Menge an Anteilen zurück oder kann eine Rücknahme
auch nur verzögert vornehmen. Dies kann bei einem
Rückkauf dazu führen, dass wir die Anteile nicht an die
Fondsgesellschaft zurückgeben können. Trotzdem wer-
den wir Ihnen den Auszahlungsbetrag  in den meisten
Fällen ohne Verzögerung auszahlen können. Es kann je-
doch auch Fälle geben, bei denen wir die Auszahlung
nicht sofort vornehmen können. In diesem Fall werden
wir die Auszahlung unter Berücksichtigung der Belange
aller Versicherungsnehmer verzögert, spätestens aber 12
Monate nach Beendigung Ihres Versicherungsvertrages
vornehmen.

(3) Aufgrund von durch uns nicht zu beeinflussenden Um-
ständen kann es sein, dass während der Vertragslaufzeit
eine Investition in die oder eine Veräußerung der Vermö-
genswerte, in die der interne Fonds Pangaea Life inves-
tiert, nicht mehr möglich ist. Das kann zum Beispiel des-
halb der Fall sein, weil die Vermögenswerte, in die der
Teilfonds Lion Umbrella Fund S.A., SICAV-RAIF –
PANGAEA, Aktienklasse B investiert, nicht mehr erhält-
lich sind. In diesem Fall sind wir berechtigt, den internen
Fonds Pangaea Life aufzulösen. Wir übertragen dann
den Wert des fondsgebundenen Deckungskapitals in ei-
nen anderen internen Fonds unseres Unternehmens
oder einen Publikumsfonds. Dieser wird dabei in Anlage-
ziel und Anlagepolitik dem bisherigen Fonds weitgehend
entsprechen.

§ 16 Was können Sie unternehmen, wenn Sie nicht mehr
in unserem internen Fonds Pangaea Life investiert 
sein wollen? 

(1) Sie können Ihren Vertrag jederzeit mit einer Frist von
einem Monat zum Schluss einer Versicherungsperiode
(siehe § 12 Absatz 3) in Textform (z.B. Papierform, E-
Mail) zur Übertragung des Deckungskapitals auf einen
anderen von uns angebotenen fondsgebundenen Vertrag
kündigen. In der Kündigung ist der Wunsch auf Übertra-
gung des Deckungskapitals zu benennen. Nach dem
Rentenzahlungsbeginn können Sie nicht mehr kündigen.
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(2) Ihr Deckungskapital sowie Ihre künftigen Beiträge wer-
den dann auf eine fondsgebundene Rentenversicherung
der zum Kündigungstermin für den Verkauf offenen Ta-
rifgeneration mit gleichem Rentenbeginn und Beitrags-
höhe wie bisher übertragen. Die Anlage erfolgt dann in
den von Ihnen ausgewählten Investmentfonds (im Rah-
men des diesem Vertrag zugrunde liegenden Fondsan-
gebots).

§ 17 Wann können Sie Ihren Vertrag kündigen und wel-
che Leistungen erbringen wir? 

Kündigung  

(1) Sie können Ihren Vertrag jederzeit mit einer Frist von
einem Monat zum Schluss einer Versicherungsperiode
(siehe § 12 Absatz 3) in Textform (z.B. Papierform, E-
Mail) kündigen.

Sie können Ihren Vertrag auch teilweise kündigen (Ent-
nahme), wenn der Wert des Deckungskapitals (siehe § 1 
Absatz 4) nach der teilweisen Kündigung noch mindes-
tens 1.500 EUR beträgt. Eine Entnahme bis zu einer Hö-
he von 10.000 EUR können Sie abweichend von Ab-
satz 1 Satz 1 mit einer Frist von einem Monat zu jedem
Monatsende vornehmen.

Nach dem Rentenzahlungsbeginn können Sie nicht mehr
kündigen.

Bei teilweiser Kündigung (Entnahme) gelten die folgen-
den Regelungen nur für den gekündigten Vertragsteil.

Auszahlungsbetrag 

(2) Wir zahlen nach Kündigung

- den Rückkaufswert (Absatz 3 und 6),
- vermindert um den Abzug (Absatz 4).

Beitragsrückstände werden von dem Auszahlungsbetrag 
abgezogen. 

Rückkaufswert 

(3) Bei Kündigung zahlen wir nach § 169 des Versiche-
rungsvertragsgesetzes (VVG) den Rückkaufswert. Der
Rückkaufswert ist das zum Kündigungstermin vorhande-
ne Deckungskapital (siehe § 1 Absatz 4). Der Ermittlung
des Wertes des Deckungskapitals legen wir dabei den
Wert der Anteile am Monatsletzten des Vormonats zu-
grunde (erfolgt die Kündigung z.B. zum 30.04., so wird
der Wert zum 31.03. zu Grunde gelegt).

Bei einem Vertrag mit laufender Beitragszahlung ist der
Rückkaufswert mindestens der Betrag des Deckungska-
pitals, das sich bei gleichmäßiger Verteilung der ange-
setzten Abschluss- und Vertriebskosten auf die ersten
fünf Vertragsjahre ergibt. Ist die vereinbarte Beitragszah-
lungsdauer kürzer als fünf Jahre, verteilen wir diese Kos-
ten auf die Beitragszahlungsdauer. In jedem Fall beach-
ten wir die aufsichtsrechtlichen Höchstzillmersätze (siehe
§ 19 Absatz 2 Satz 4).

Abzug 

(4) Von dem nach Absatz 3 ermittelten Wert nehmen wir
einen Abzug vor. Eine Tabelle über die Höhe des Abzugs
in Euro finden Sie in den Informationen zum Versiche-
rungsangebot. Der Abzug ist zulässig, wenn er ange-
messen ist. Dies ist im Zweifel von uns nachzuweisen.
Wir halten den Abzug für angemessen, weil mit ihm die
Veränderung der Risikolage des verbleibenden Versi-
chertenbestandes ausgeglichen wird. Zudem wird damit
ein Ausgleich für die Übernahme von Liquiditätsrisiken
und für kollektiv gestelltes Risikokapital vorgenommen.
Wenn Sie uns nachweisen, dass der aufgrund Ihrer Kün-
digung von uns vorgenommene Abzug wesentlich niedri-

ger liegen muss, wird er entsprechend herabgesetzt. 
Wenn Sie uns nachweisen, dass der Abzug überhaupt 
nicht gerechtfertigt ist, entfällt er. Weitere Erläuterungen 
sowie versicherungsmathematische Hinweise zum Abzug 
finden Sie in der beigefügten „Anlage 2 zu den Versiche-
rungsbedingungen zum Abzug bei Kündigung Ihres Ver-
trages“. 

Eventuell verzögerte Auszahlung des Auszahlungsbe-
trags 

(5) Aufgrund der nicht leicht zu veräußernden Vermögens-
gegenstände kann es in seltenen Fällen dazu kommen,
dass wir den Auszahlungsbetrag erst mit einer Verzöge-
rung von 12 Monaten auszahlen können (siehe § 15 Ab-
satz 2).

Herabsetzung des Rückkaufswertes im Ausnahmefall 

(6) Wir sind nach § 169 Absatz 6 VVG berechtigt, den nach
Absatz 3 ermittelten Wert angemessen herabzusetzen,
soweit dies erforderlich ist, um eine Gefährdung der Be-
lange der Versicherungsnehmer, insbesondere durch ei-
ne Gefährdung der dauernden Erfüllbarkeit der sich aus
den Versicherungsverträgen ergebenden Verpflichtun-
gen, auszuschließen. Die Herabsetzung ist jeweils auf
ein Jahr befristet.

(7) Wenn Sie Ihren Vertrag kündigen, kann das für Sie
Nachteile haben. In der Anfangszeit Ihres Vertrages
ist wegen der Verrechnung von Abschluss- und Ver-
triebskosten (siehe § 19) nur ein geringer Rück-
kaufswert vorhanden. Der Rückkaufswert erreicht
auch in den Folgejahren nicht unbedingt die Summe
der gezahlten Beiträge. Nähere Informationen zur
Höhe des Rückkaufswerts, des Abzugs und des Aus-
zahlungsbetrags können Sie der Tabelle entnehmen,
die Bestandteil der Informationen zum Versiche-
rungsangebot ist.

(8) Den Auszahlungsbetrag erbringen wir in Geld.

Keine Beitragsrückzahlung 

(9) Die Rückzahlung der Beiträge können Sie nicht verlan-
gen.

§ 18 Wann können Sie Ihren Vertrag beitragsfrei stellen
und welche Auswirkungen hat dies auf unsere Leis-
tungen? 

(1) Anstelle einer Kündigung nach § 17 Absatz 1 können Sie
jederzeit zum Schluss der laufenden Versicherungsperi-
ode (siehe § 12 Absatz 3) in Textform (z.B. Papierform,
E-Mail) verlangen, vollständig oder teilweise von der Bei-
tragszahlungspflicht befreit zu werden.

Geht Ihr Verlangen zur Beitragsfreistellung nicht mindes-
tens zehn Tage vor dem nächsten Fälligkeitstermin (sie-
he § 12 Absatz 3) bei uns ein, erfolgt die Beitragsfreistel-
lung zum darauf folgenden Fälligkeitstermin. Bei der Bei-
tragsfreistellung setzen wir die nach § 2 Absatz 2 zu be-
rechnende Rente vollständig oder teilweise auf eine bei-
tragsfreie Rente herab. Diese wird nach folgenden Ge-
sichtspunkten berechnet: 

- nach anerkannten Regeln der Versicherungsmathema-
tik mit den Rechnungsgrundlagen für die Beitragskalku-
lation,

- für den Schluss der laufenden Versicherungsperiode
und

- unter Zugrundelegung des Rückkaufswertes nach § 17
Absatz 3.

Ein Abzug (siehe § 17 Absatz 4) wird bei Befreiung von 
der Beitragszahlungspflicht nicht erhoben. 
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Beitragsrückstände werden vom Rückkaufswert abgezo-
gen. 

(2) Haben Sie die vollständige Befreiung von der Beitrags-
zahlungspflicht verlangt und erreicht der Rückkaufswert
nach § 17 Absatz 3 den Mindestbetrag von 1.500 EUR
nicht, erhalten Sie den Auszahlungsbetrag nach § 17 Ab-
satz 2. Beitragsrückstände werden vom Auszahlungsbe-
trag abgezogen. Eine teilweise Befreiung von der Bei-
tragszahlungspflicht können Sie nur verlangen, wenn der
fortzuzahlende Beitrag mindestens 300 EUR jährlich be-
trägt.

(3) Wenn Sie Ihren Vertrag beitragsfrei stellen, kann das
für Sie Nachteile haben. In der Anfangszeit Ihres Ver-
trages ist das Deckungskapital nach Beitragsfreistel-
lung in der Regel deutlich niedriger als die Summe
der gezahlten Beiträge, da aus diesen auch Ab-
schluss- und Vertriebskosten (siehe § 19) sowie Ver-
waltungskosten finanziert werden. Auch in den
Folgejahren stehen nicht unbedingt Mittel in Höhe
der gezahlten Beiträge als Deckungskapital zur Ver-
fügung.

Beitragsrückzahlung 

(4) Die Rückzahlung der Beiträge können Sie nicht verlan-
gen.

Wiederaufnahme der Beitragszahlung zu einem beitrags-
frei gestellten Vertrag 

(5) Nach einer vollständigen oder teilweisen Befreiung von
der Beitragszahlungspflicht können Sie verlangen, die
Beitragszahlung im ursprünglich vereinbarten Umfang
wieder aufzunehmen. Sie haben die Möglichkeit, die in
der Zeit der Beitragsfreistellung nicht entrichteten Beiträ-
ge in einer Summe nach zu entrichten. Bei eingeschlos-
senen Zusatzversicherungen steht das Recht gemäß
Satz 1 unter dem Vorbehalt einer erneuten Gesundheits-
prüfung, soweit die Wiederaufnahme der Beitragszahlung
mehr als sechs Monate nach Beitragsfreistellung erfolgt.

§ 19 Wie werden die Kosten Ihres Vertrages verrechnet?

(1) Mit Ihrem Vertrag sind Kosten verbunden. Diese sind in
Ihren Beitrag einkalkuliert. Es handelt sich um Abschluss- 
und Vertriebskosten sowie übrige Kosten.

Zu den Abschluss- und Vertriebskosten gehören ins-
besondere Abschlussprovisionen für den Versicherungs-
vermittler. Außerdem umfassen die Abschluss- und Ver-
triebskosten die Kosten für die Antragsprüfung und Aus-
fertigung der Vertragsunterlagen, Sachaufwendungen,
die im Zusammenhang mit der Antragsbearbeitung ste-
hen, sowie Werbeaufwendungen. Zu den übrigen Kos-
ten gehören insbesondere die Verwaltungskosten.

Die Höhe der einkalkulierten Abschluss- und Vertriebs-
kosten sowie der übrigen Kosten und der darin enthalte-
nen Verwaltungskosten können Sie dem Produktinforma-
tionsblatt entnehmen, das Bestandteil Ihres Versiche-
rungsangebotes ist.

Abschluss- und Vertriebskosten 

(2) Wir wenden auf Ihren Vertrag das Verrechnungsverfah-
ren nach § 4 der Deckungsrückstellungsverordnung an.
Dies bedeutet, dass wir die ersten Beiträge zur Tilgung
der Abschluss- und Vertriebskosten heranziehen. Dies
gilt jedoch nicht für den Teil der ersten Beiträge, der für
Leistungen im Versicherungsfall, Kosten des Versiche-
rungsbetriebes in der jeweiligen Versicherungsperiode
und aufgrund von gesetzlichen Regelungen für die Bil-
dung einer Deckungsrückstellung bestimmt ist. Der auf
diese Weise zu tilgende Betrag ist nach der Deckungs-
rückstellungsverordnung auf 2,5 % der von Ihnen wäh-

rend der Laufzeit des Vertrages zu zahlenden Beiträge 
beschränkt. 

Übrige Kosten 

(3) Die übrigen Kosten werden über die gesamte Vertrags-
laufzeit verteilt.

(4) Die beschriebene Kostenverrechnung hat zur Folge,
dass in der Anfangszeit Ihres Vertrages nur geringe Be-
träge für einen Rückkaufswert oder zur Bildung der bei-
tragsfreien Rente vorhanden sind (siehe §§ 17 und 18).
Nähere Informationen zu den Rückkaufswerten und bei-
tragsfreien Rentenleistungen sowie ihren jeweiligen Hö-
hen können Sie der Tabelle entnehmen, die Bestandteil
der Informationen zum Versicherungsangebot ist.

§ 20 Wie können Sie den Wert Ihres Vertrages erfahren?

(1) Die aktuellen Anteilswerte des internen Fonds Pangaea
Life veröffentlichen wir auf unserer Homepage (diebaye-
rische.de).

(2) Vor Rentenzahlungsbeginn erhalten Sie von uns jährlich,
erstmals nach Ablauf von zwei Jahren, eine Mitteilung,
der Sie den Wert der Anteileinheiten sowie den Wert des
Deckungskapitals Ihres Vertrages entnehmen können;
der Wert des Deckungskapitals wird in Anteileinheiten
und als Geldbetrag aufgeführt.

(3) Auf Wunsch teilen wir Ihnen den Wert Ihres Vertrages
jederzeit mit.

§ 21 Was gilt bei Änderung Ihrer Postanschrift oder Ihres
Namens? 

Eine Änderung Ihres Namens oder Ihrer Postanschrift müs-
sen Sie uns unverzüglich (d. h. ohne schuldhaftes Zögern) 
mitteilen. Anderenfalls können für Sie Nachteile entstehen. 
Wir sind berechtigt, eine an Sie zu richtende Erklärung (z. B. 
Setzen einer Zahlungsfrist) mit eingeschriebenem Brief an 
Ihre uns zuletzt bekannte Anschrift zu senden. In diesem Fall 
gilt unsere Erklärung drei Tage nach Absendung des einge-
schriebenen Briefes als zugegangen. Dies gilt auch, wenn 
Sie den Vertrag für Ihren Gewerbebetrieb abgeschlossen und 
Ihre gewerbliche Niederlassung verlegt haben. 

§ 22 Welche weiteren Auskunftspflichten haben Sie?

(1) Sofern wir aufgrund gesetzlicher Regelungen zur Erhe-
bung, Speicherung, Verarbeitung und Meldung von In-
formationen und Daten zu Ihrem Vertrag verpflichtet sind,
müssen Sie uns die hierfür notwendigen Informationen,
Daten und Unterlagen

- bei Vertragsabschluss,

- bei Änderung nach Vertragsabschluss oder

- auf Nachfrage

unverzüglich (d.h. ohne schuldhaftes Zögern) zur Verfü-
gung stellen. Sie sind auch zur Mitwirkung verpflichtet, 
soweit der Status dritter Personen, die Rechte an Ihrem 
Vertrag haben, für Datenerhebungen und Meldungen 
maßgeblich sind. 

(2) Notwendige Informationen im Sinne von Absatz 1 sind
beispielsweise Umstände, die für die Beurteilung

- Ihrer persönlichen steuerlichen Ansässigkeit,

- der steuerlichen Ansässigkeit dritter Personen, die
Rechte an Ihrem Vertrag haben und

- der steuerlichen Ansässigkeit des Leistungsempfän-
gers

maßgebend sein können. 
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Dazu zählen insbesondere die deutsche oder ausländi-
sche(n) Steueridentifikationsnummer(n), das Geburtsda-
tum, der Geburtsort und der Wohnsitz. 

(3) Falls Sie uns die notwendigen Informationen, Daten
und Unterlagen nicht oder nicht rechtzeitig zur Ver-
fügung stellen, gilt Folgendes: Bei einer entspre-
chenden gesetzlichen Verpflichtung melden wir Ihre
Vertragsdaten an die zuständigen in- und ausländi-
schen Steuerbehörden. Dies gilt auch dann, wenn
ggf. keine steuerliche Ansässigkeit im Ausland be-
steht.

(4) Eine Verletzung Ihrer Auskunftspflichten gemäß den
Absätzen 1 und 2 kann dazu führen, dass wir unsere
Leistung nicht zahlen. Dies gilt solange, bis Sie uns
die für die Erfüllung unserer gesetzlichen Pflichten
notwendigen Informationen zur Verfügung gestellt
haben.

§ 23 Welche anlassbezogenen Kosten stellen wir Ihnen
gesondert in Rechnung? 

(1) In folgenden Fällen stellen wir Ihnen pauschal anlassbe-
zogene Kosten gesondert in Rechnung:

 Erteilung einer Ersatzurkunde für den Versicherungs-
schein

 schriftlicher Fristsetzung bei Nichtzahlung von Folge-
beiträgen

 Rückläufern im Lastschriftverfahren

 Durchführung von Vertragsänderungen

 Bearbeitung von Abtretungen oder Verpfändungen

 Vereinbarung eines Verwertungsausschlusses bzw.
eines Verfügungsverzichts nach Vertragsabschluss

 gebührenpflichtigen Auskünften, die von öffentlichen
Stellen im Zuge der Leistungsabwicklung eingeholt
werden müssen

 teilweiser Vertragskündigung

Die Höhe der Kosten können Sie der Kostentabelle ent-
nehmen, die Bestandteil des Produktinformationsblattes 
ist.  

Wir haben uns bei der Bemessung der Pauschale an 
dem bei uns regelmäßig entstehenden Aufwand orien-
tiert. Sofern Sie uns nachweisen, dass die der Bemes-
sung zugrunde liegenden Annahmen in Ihrem Fall dem 
Grunde nach nicht zutreffen, entfällt die Pauschale. So-
fern Sie uns nachweisen, dass die Pauschale der Höhe 
nach wesentlich niedriger zu beziffern ist, wird sie ent-
sprechend herabgesetzt. 

(2) Die Höhe der Kosten kann von uns nach billigem Ermes-
sen (§ 315 des Bürgerlichen Gesetzbuches, BGB) für die
Zukunft geändert werden. Die jeweils aktuelle Kostenta-
belle können Sie jederzeit bei uns anfordern.

§ 24 Welche Rechnungsgrundlagen gelten für den Ver-
trag? 

Die bei Vertragsabschluss für die Zeit vor Rentenzahlungs-
beginn garantierten Leistungen wurden auf Grundlage der 
Sterbetafel DAV 2008 T kalkuliert.  

Im Versicherungsschein wird ein Rentenfaktor in Höhe von 
85 % eines auf Grundlage der DAV-Tafel 2004 R und eines 
Rechnungszinses von 0,9 % ermittelten Rentenfaktors 
garantiert. Dies gilt auch für die Jahre 1 mit 5 einer Verlän-
gerungsphase (vgl. § 2 Absatz 4). Für die Jahre 6 mit 20 
einer Verlängerungsphase garantieren wir einen Rentenfak-
tor in Höhe von 75 % eines auf Grundlage der DAV-Tafel 
2004 R und eines Rechnungszinses von 0,9 % ermittelten 
Rentenfaktors. 

Die Rechnungsgrundlagen gelten sowohl für die Berech-
nung der Beiträge, als auch der Deckungsrückstellung. 

§ 25 Welches Recht findet auf Ihren Vertrag Anwen-
dung? 

Auf Ihren Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland Anwendung. 

§ 26 Wo ist der Gerichtsstand?

(1) Für Klagen aus dem Vertrag gegen uns ist das Gericht
zuständig, in dessen Bezirk unser Sitz oder die für den
Vertrag zuständige Niederlassung liegt. Zuständig ist
auch das Gericht, in dessen Bezirk Sie zur Zeit der Kla-
geerhebung Ihren Wohnsitz haben. Wenn Sie keinen
Wohnsitz haben, ist der Ort Ihres gewöhnlichen Aufent-
halts maßgeblich. Wenn Sie eine juristische Person sind,
ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk Sie Ih-
ren Sitz oder Ihre Niederlassung haben.

(2) Klagen aus dem Vertrag gegen Sie müssen wir bei dem
Gericht erheben, das für Ihren Wohnsitz zuständig ist.
Wenn Sie keinen Wohnsitz haben, ist der Ort Ihres ge-
wöhnlichen Aufenthalts maßgeblich. Wenn Sie eine juris-
tische Person sind, ist das Gericht zuständig, in dessen
Bezirk Sie Ihren Sitz oder Ihre Niederlassung haben.

(3) Verlegen Sie Ihren Wohnsitz oder den Ort Ihres gewöhn-
lichen Aufenthalts in das Ausland, sind für Klagen aus
dem Vertrag die Gerichte des Staates zuständig, in dem
wir unseren Sitz haben.

§ 27 Welche Auswirkungen hat die Unwirksamkeit von
Bestimmungen? 

Sollten eine oder mehrere der Bestimmungen dieser Allge-
meinen Bedingungen ganz oder teilweise unwirksam sein 
oder werden, wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen 
Bestimmungen nicht berührt.  
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Anlage 1 zu den Versicherungsbedingungen zur Überschussbeteili-
gung für Ihren Vertrag 

(Stand 07/2017) 

Rentenversicherungen vor dem Rentenzahlungsbeginn 

Ihr Vertrag erhält bei laufender Beitragszahlung einen Anteil an den Kostenüberschüssen. Er wird in Prozent des vereinbarten 
laufenden Beitrags bemessen und ab Beginn des 2. Versicherungsjahres mit fälligen Verwaltungskostenanteilen verrechnet.  

Rentenversicherungen in der Rentenbezugszeit 

In der Rentenbezugszeit werden am Jahrestag des Rentenzahlungsbeginns, erstmals ein Jahr nach Übergang auf Rentenbe-
zug, Überschussanteile in Prozent des dann im konventionellen Sicherungsvermögen vorhandenen Deckungskapitals fällig. 
Verwendet werden diese laufenden Überschussanteile in der Regel zur Erhöhung der Rente, erstmals ein Jahr nach Renten-
zahlungsbeginn (Dynamikrente).  

Sie können vor Rentenzahlungsbeginn mit uns auch vereinbaren, dass die Überschussanteile zur Bildung einer nicht garantier-
ten Gewinnrente mit zusätzlicher Dynamik oder in Form einer fallenden Gewinnrente verwendet werden. Bei der nicht garantier-
ten Gewinnrente mit zusätzlicher Dynamik werden die während des gesamten Rentenbezugs zu erwartenden jährlichen Über-
schüsse ganz oder teilweise dazu verwendet, die Rente ab Rentenzahlungsbeginn um einen Betrag zu erhöhen. Die Höhe 
dieses Betrages ändert sich nur bei Änderung der Überschussanteilsätze (Gewinnrente). Ein verbleibender Überschussanteil 
wird zur jährlichen Erhöhung der Gesamtrente verwendet, erstmals ein Jahr nach Rentenzahlungsbeginn (zusätzliche Dyna-
mik).  

Eine Änderung der Überschussanteilsätze kann nicht nur die künftigen Erhöhungen verändern, sondern auch die Gewinnrente. 
Demnach ist sowohl eine Erhöhung, als auch eine Kürzung der Gewinnrente möglich, sie kann auch ganz entfallen. Mindestens 
zahlen wir jedoch die zu Rentenzahlungsbeginn garantierte Rente sowie die Rententeile aus der zusätzlichen Dynamik. Bei 
jeder Änderung der Überschussanteilsätze werden wir Sie über die Höhe der vorgenannten garantierten und nicht garantierten 
Leistungen informieren. 

Eine Beteiligung an den Bewertungsreserven berücksichtigen wir bei der Deklaration der jährlichen Überschussbeteiligung. 
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Anlage 2 zu den Versicherungsbedingungen zum Abzug bei Kündi-
gung Ihres Vertrages 

(Stand 07/2017) 

Bei Ihrem Vertrag handelt es sich um ein Produkt, bei dem die Höhe der Rente von der Wertentwicklung von Fonds abhängt. 
Für den Todesfall garantieren wir jedoch eine Mindestleistung. Daneben übernehmen wir - je nach Vereinbarung - weitere 
Risiken, zum Beispiel im Fall einer Rentenversicherung das Langlebigkeitsrisiko oder im Rahmen von Zusatzversicherungen. 
So haben wir im Versicherungsschein das Verhältnis zwischen Deckungskapital und Rente (Rentenfaktor) zum Zeitpunkt der 
Umwandlung des Deckungskapitals in eine Rente verbindlich festgelegt. Wir dürfen diese Leistungsversprechen nur unter 
Berücksichtigung angemessener versicherungsmathematischer Annahmen abgeben.  

Beiträge und Leistungen werden unter der Annahme berechnet, dass der Vertrag nicht vorzeitig beendet wird. Die durch eine 
Kündigung entstehenden Belastungen für den Bestand müssen daher von den kündigenden Versicherungsnehmern getragen 
werden. Würden diese Kosten dagegen allen Versicherungsnehmern in Rechnung gestellt, könnte der Versicherungsschutz nur 
ungleich teurer angeboten werden. 

Wesentliches Kriterium ist schließlich der Gedanke der Risikogemeinschaft. Dies bedeutet, dass wir sowohl bei der Produktkal-
kulation als auch bei Gestaltung und Durchführung des Vertrages stets darauf achten, dass die Belange der Gesamtheit der 
Versicherungsnehmer gewahrt werden. 

Um die durch eine Kündigung entstehenden Belastungen für den Bestand auszugleichen, nehmen wir einen Abzug von dem 
Rückkaufswert vor. Bei der Kalkulation des Abzugs haben wir folgende Umstände berücksichtigt: 

Ausgleich für die Übernahme von Liquiditätsrisiken des zugrunde liegenden Sondervermögens 
Das dem internen Fonds Pangaea Life zugrunde liegende Sondervermögen Lion Umbrella Fund S.A., SICAV-RAIF - 
PANGAEA, Aktienklasse B investiert hauptsächlich in nicht leicht zu veräußernde Vermögensgegenstände und hält nur 
eine eingeschränkte Liquidität vor. Darum sind Rückgaben von Anteilen an die Fondsgesellschaft nur in bestimmtem 
Umfang und ggf. nur mit einer Verzögerung von bis zu 48 Monaten möglich. Ihnen sichern wir jedoch eine maximale 
Verzögerung von 12 Monaten zu. Weiterhin werden wir – soweit es mit dem Interesse der anderen Versicherungsneh-
mer vereinbar ist – Anteile auch in unser konventionelles Sicherungsvermögen übernehmen, um Ihre Auszahlung sofort 
vornehmen zu können. Die Übernahme dieses Liquiditätsrisikos muss im Rahmen des Abzugs ausgeglichen werden. 

Veränderungen der Risikolage 
Die Kalkulation von Versicherungsprodukten basiert darauf, dass die Risikogemeinschaft sich gleichmäßig aus Versi-
cherungsnehmern mit einem hohen und einem geringeren Risiko zusammensetzt. Da Personen mit einem geringen Ri-
siko die Risikogemeinschaft eher verlassen als Personen mit einem hohen Risiko, wird in Form eines kalkulatorischen 
Ausgleichs sichergestellt, dass der Risikogemeinschaft durch die vorzeitige Vertragskündigung kein Nachteil entsteht. 

Ausgleich für kollektiv gestelltes Risikokapital 
Wir bieten Ihnen im Rahmen des vereinbarten Versicherungsschutzes Garantien und Optionen. Dies ist möglich, weil 
ein Teil des dafür erforderlichen Risikokapitals (Solvenzmittel) durch den Versichertenbestand zur Verfügung gestellt 
wird. Bei Neuabschluss eines Vertrages partizipiert dieser an bereits vorhandenen Solvenzmitteln. Während der Lauf-
zeit muss der Vertrag daher Solvenzmittel zur Verfügung stellen. Bei Vertragskündigung gehen diese Solvenzmittel dem 
verbleibenden Bestand verloren und müssen deshalb im Rahmen des Abzugs ausgeglichen werden. Der interne Auf-
bau von Risikokapital ist regelmäßig für alle Versicherungsnehmer die günstigste Finanzierungsmöglichkeit von Optio-
nen und Garantien, da eine Finanzierung über externes Kapital wesentlich teurer wäre. 

Neue Bayerische Beamten Lebensversicherung AG 
B 530119 (11.18)



14 

Anlage 3 zu den Versicherungsbedingungen zum internen Fonds 
Pangaea Life 

(Stand 07/2017) 

Was ist ein interner Fonds? 

Einem internen Fonds liegt unser eigenes Kapitalanlagekonzept zu Grunde. Sie partizipieren hier an der Wertentwicklung fiktiv 
gebildeter Anteile eines intern bei uns gebildeten und vom übrigen Vermögen getrennten Sondervermögens. Der interne Fonds 
wird von uns selbst aufgelegt, ohne dass eine Kapitalverwaltungsgesellschaft eingeschaltet ist. Auf den internen Fonds und die 
Anteileinheiten wird nur zur Berechnung der Leistungen aus dem Versicherungsvertrag Bezug genommen. Die Anteileinheiten 
werden nicht an einer Börse gehandelt und sind nicht übertragbar. Die Leistungen aus dem Versicherungsvertrag werden aus-
schließlich in Geld erbracht. 

Wie erfolgt die Verwaltung des internen Fonds Pangaea Life? 

Der interne Fonds Pangaea Life ist in Anteileinheiten aufgeteilt; jede Anteileinheit hat den gleichen Wert. Wir sind befugt, alle 
Rechtshandlungen zu übernehmen, die sich aus der Verwaltung der Vermögenswerte des internen Fonds Pangaea Life in 
unserem Anlagestock ergeben.  

Welche Anlagestrategie und Anlagepolitik verfolgt der interne Fonds Pangaea Life? 

Der interne Fonds Pangaea Life investiert in Anteile des Teilfonds Lion Umbrella Fund S.A., SICAV-RAIF – PANGAEA, Aktien-
klasse B. 

Der Teilfonds wird im Hinblick auf § 125 VAG nur in Vermögensgegenstände investieren, die im Anlagekatalog des § 2 Abs. 4 
Investmentgesetz in der bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fassung, ausgenommen Geld, genannt sind.  

Die Anlagestrategie des Teilfonds entspricht der Anlagestrategie eines Infrastrukturfonds im Sinne der von der Europäischen 
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde (ESMA) erstellten Leitlinien zu Berichtspflichten (Referenznummer ESMA/2013/1339).  

Der Teilfonds investiert grundsätzlich nur in Projekte, die den Klimaschutz fördern, also in 
- Photovoltaik
- Windenergie
- Wasserkraft
- Forstwirtschaft
- Energieeffizienz
- Energiespeicher.

Die Vermögensgegenstände in die der Teilfonds investiert, müssen im Zeitpunkt des Erwerbs den Principles for 
Responsible Investments (PRI) und den Environmental, Social and Corporate Governance (ESG) Grundsätzen (jeweils 
entsprechend der jeweils gültigen Fassung der Vereinten Nationen) entsprechen. 

An erster Stelle steht dabei der Ausschluss von Investitionen, die nachweislich klimaschädlich sind und Natur und Mensch 
ausbeuten. Deshalb investiert der Teilfonds nicht in: 

- Erzeugung von Atomenergie
- Herstellung von Kriegswaffen und Militärgütern
- Herstellung von und Handel mit umwelt- und gesundheitsschädigenden Technologien und Produkten
- Ausbeutung von Flora, Fauna, Meeren und Böden (Raubbau)
- Verschwendung von natürlichen Ressourcen (Wasser, Bodenschätzen, Energie)
- Verstöße gegen Umweltrecht, Naturschutzgesetze oder internationale Konventionen zum Schutz der Umwelt
- Giftmülltransporte und -exporte
- grüne Gentechnik
- Tierversuche (über das gesetzlich vorgeschriebene Maß hinaus)
- Ausbeuterische Kinderarbeit und weitere Verstöße gegen die Kernarbeitsnormen der ILO (Vereinigungsfreiheit und Recht auf

Kollektivverhandlungen, Beseitigung der Zwangsarbeit, Verbot der Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf)
- Zerstörung der Lebensgrundlagen indigener Völker
- Korruption und Bestechung
- Artwidrige Tierhaltung (Massentierhaltung)
- Kontroverse Formen des Glücksspiels
- Pornografie

Welche Risiken bestehen bei der Anlage in den internen Fonds Pangaea Life? 

Der interne Fonds Pangaea Life investiert ausschließlich in Anteile des Teilfonds Lion Umbrella Fund S.A., SICAV-RAIF – 
PANGAEA, Aktienklasse B. Damit übertragen sich die Chancen und Risiken des Teilfonds direkt auf den internen Fonds 
Pangaea Life. Im Folgenden stellen wir Ihnen die Risiken des Teilfonds Lion Umbrella Fund S.A., SICAV-RAIF – PANGAEA, 
Aktienklasse B dar, die also auch die Risiken des internen Fonds Pangaea Life sind. 

(a) Risiken im Zusammenhang mit der Erwerbs-, Entwicklungs- und/oder Bauphase

Investitionen durch den Teilfonds der Gesellschaft können direkt oder indirekt, durch lokale oder ausländische Gesellschaf-
ten vorgenommen werden. Letztere können Anlagen zur Energieerzeugung bzw. -verteilung bauen bzw. erneuern oder von
Dritten erwerben. Hieraus ergeben sich zahlreiche Risiken für den Teilfonds der Gesellschaft, die sich aus den Tätigkeiten
dieser Gesellschaften ergeben.
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(b) Risiken der Betriebsphase

(i) Risiko der technisch bedingten Betriebsunterbrechung/technisch bedingter Betriebsausfall
(ii) Risiken der allgemeinen technischen Konzeption der Anlagen
(iii) Risiko der Abweichung von den prognostizierten Energieerträgen
(iv) Meteorologische Risiken
(v) Risiko mangelnder technischer Verfügbarkeit
(vi) Risiko der Verringerung des Wirkungsgrads bzw. der Degradation
(vii) Risiko der Zerstörung bzw. Beschädigung von Anlagen
(viii) Netzanschlussrisiken
(ix) Risiko bzgl. staatlicher Subventionen und Anreize
(x) Verkehrssicherungspflichten

(c) Risiken zum Nutzungsende

Nach der Beendigung der Betriebsphase sind die Anlagen gegebenenfalls zurückzubauen und die Flächen in ihren ur-
sprünglichen Zustand zurückzuversetzen. Bislang gibt es nur begrenzte Information und Erfahrung bzgl. der Stilllegung und
des Rückbaus von Anlagen im Bereich der Erneuerbaren Energien. Außerdem können durch den Rückbau, die Entsorgung
und der Wiederherstellung des Ursprungszustandes unvorhersehbare Kosten entstehen.

(d) Risiken im Zusammenhang mit offshore Investitionen in Erneuerbare Energien (EE) - Assets

Während aller vorangehend genannten Phasen können besondere Risiken auftreten, wenn das jeweilige EE-Asset offshore
errichtet und betrieben wird. Offshore Investitionen werden allgemein mit einem höheren allgemeinen, ökonomischen, tech-
nischen und umweltbezogenen Risiko assoziiert. Das gilt im Besonderen, wenn sich das EE-Asset noch in der Bauphase
befindet. Beispielsweise stehen bei offshore Investments keine langjährigen Erfahrungswerte und Daten zur Verfügung. Die
eingesetzten Techniken und Materialien sind teilweise verhältnismäßig neu. Diese sind zudem allgemein härteren und un-
vorhersehbaren Bedingungen ausgesetzt. Sie können auch besonderen Unfällen und Schäden, wie etwa Zusammenstößen
mit Schiffen, ausgesetzt sein. Der Betrieb von offshore Anlagen kann allgemein teurer sein.

(e) Blind Pool Risiko

Die konkreten Vermögensgegenstände stehen teilweise noch nicht fest (sogenannter "Blind Pool"). Es besteht das Risiko,
dass geeignete Vermögensgegenstände grundsätzlich nicht in genügendem Umfang oder in einem zu geringen Umfang zu
attraktiven oder wirtschaftlich sinnvollen Konditionen am Markt erhältlich sind. Schlechte Erwerbskonditionen können dazu
führen, dass das tatsächliche Ergebnis des Teilfonds der Gesellschaft schlechter ausfällt als erwartet. Sollten keine Investi-
tionsobjekte zu vertretbaren Konditionen mehr zu erwerben sein, könnte die geplante Anlagestrategie nicht mehr durchge-
führt bzw. umgesetzt werden.

(f) Liquiditäts- und Marktrisiko

Investitionen in EE-Assets sind verhältnismäßig illiquide. EE-Assets können schwierig oder gar nicht veräußerbar sein. Ein
Verkauf kann daher auch zu Preisen erfolgen, die als nicht wertangemessen eingeschätzt werden. Wegen der Illiquidität der
Vermögensgegenstände kann der Teilfonds der Gesellschaft nur eingeschränkt kurzfristig auf Marktveränderungen reagie-
ren. Die Marktpreise, soweit vorhanden, für solche Investitionen in EE-Assets neigen dazu, volatil zu sein und können nicht
leicht ermittelt werden. Der Teilfonds der Gesellschaft ist daher einem Preisbestimmungsrisiko ausgesetzt. Der Kauf und
Verkauf illiquider Vermögensgegenstände ist typischerweise auch zeit- und kostenintensiver. Beschränkt verfügbare Anla-
gen können in der Regel nur zu einem geringeren Preis veräußert werden.

(g) Allgemeines Investmentrisiko

Der Teilfonds der Gesellschaft steht mit anderen Investoren, die vergleichbare Investitionen in EE-Assets vornehmen, im
Wettbewerb. Der Erfolg des Teilfonds der Gesellschaft hängt maßgeblich davon ab, ob es ihm gelingt, geeignete Investitio-
nen zu identifizieren und diese auch erwerben zu können. Diese Möglichkeiten hängen auch von von dem Teilfonds der
Gesellschaft nicht steuerbaren Marktentwicklungen ab. Daher kann der Teilfonds der Gesellschaft dem Risiko unterliegen,
dass er keine Anlageinstrumente oder diese nur zu ungünstigen Bedingungen und Konditionen erwirbt. Zudem kann bei ei-
nem Verkauf der relevanten Anlageinstrumente eine ähnliche Situation auftreten. Der Teilfonds der Gesellschaft kann diese
ggf. nicht, nicht zur gewünschten Zeit oder zu dem gewünschten Preis verkaufen.

(h) Regulierungsrisiken

Investitionen in Erneuerbare Energien mittels Anlageinstrumente hängen in besonderem Maße von intensiver und sich teil-
weise schnell ändernder Regulierung ab. Insoweit unterliegt der Teilfonds der Gesellschaft dem Risiko, dass die zuständi-
gen Gesetzgebungsorgane, Behörden oder ähnliche staatliche oder kommunale Organe oder Organisationen in der Zukunft
Gesetze, Verordnungen oder Richtlinien erlassen, ändern oder aufheben, die den Rechten des Teilfonds der Gesellschaft
aus bereits erworbenen Anlageinstrumenten entgegenstehen oder diese entwerten. Ferner können sich entsprechende
Maßnahmen auf die Werthaltigkeit von Anlageinstrumenten auswirken, wenn hierdurch z.B. das Angebot und die Nachfrage
beeinträchtigt werden.

(i) Liquiditätsrisiken

Die meisten Investitionen des Teilfonds der Gesellschaft sind illiquide. Der Verkauf von illiquiden Vermögensgegenständen
kann unmöglich, langsam oder nur zu hohen Kosten möglich sein. Zudem können erhebliche Schwierigkeiten auftreten, die
jeweiligen Investments sachgerecht zu bewerten. Dies kann einerseits zu erhöhten Kosten für den Teilfonds der Gesell-
schaft führen. Andererseits können bestimmte Investitionen nicht oder nicht preisangemessen veräußert werden.

(j) Klumpenrisiko

Der Teilfonds der Gesellschaft kann relativ wenige Investitionen in EE-Assets halten. Die Investitionen des Teilfonds der
Gesellschaft sind zudem auf EE-Assets beschränkt und damit nicht breit diversifiziert. Zudem kann der Teilfonds der Ge-
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sellschaft EE-Assets auch nur in einem Land halten. Der Teilfonds der Gesellschaft kann gravierende Verluste erleiden, 
wenn ein wertmäßig großes Investment oder Gruppe von Investments von einem negativen Umstand beeinflusst wird. Ein 
solcher Umstand kann den Wert des Teilfonds der Gesellschaft insgesamt erheblich negativ beeinflussen.  

Auswirkungen auf den Fonds bei Eintritt der unter a) bis j) genannten Risiken 

Bei Eintritt eines oder mehrerer der oben genannten Risiken kann die Profitabilität des Teilfonds beeinträchtigt werden. Dies 
wiederum kann dazu führen, dass Rückflüsse an die Anleger geringer ausfallen oder ausbleiben. Im ungünstigsten Fall müssen 
Anleger mit einem Totalverlust ihrer Beteiligung rechnen. 
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